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Mit dem iran-report stellt die Heinrich-Böll-Stiftung der interessierten Öf-
fentlichkeit eine Zusammenfassung ihrer kontinuierlichen Beobachtung relevanter 
Ereignisse in Iran zur Verfügung.  
Nach der von der Heinrich-Böll-Stiftung im April 2000 veranstalteten Berlin-
Konferenz und verstärkt infolge der Anschläge am 11. September stellen die Ent-
wicklungen in Iran und der Region einen zentralen Arbeitsschwerpunkt der Stif-
tung dar.  
Der iran-report erscheint monatlich (Nr. 10/2009 Anfang Oktober)  
und wird einem breiteren Interessentenkreis aus Politik, Wissenschaft und Me-
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Innenpolitik 
 
Der Kampf um Demokratie, um Macht und 
Ideologien 
 
Seit der Präsidentenwahl sind fast 
drei Monate vergangen. Die Proteste 
gegen den Wahlbetrug können trotz des 
Einsatzes von massiver Gewalt immer 
noch nicht zum Schweigen gebracht wer-
den. Dennoch versucht das Regime, Nor-
malität zu demonstrieren und zur Ta-
gesordnung überzugehen. Am 1. August 
wurde der angeblich wieder gewählte 
Staatspräsident für eine zweite Amts-
zeit vereidigt. In der zweiten August-
hälfte wurde im Parlament über die 
neuen Minister abgestimmt. Weiter un-
ten werden wir über diese Vorgänge be-
richten. Doch diese Maßnahmen können 
nicht über den gegenwärtigen Zustand 
der Islamischen Republik hinwegtäu-
schen. Der Regierungschef hätte bei 
seiner Vereidigung nur genauer in den 
Plenarsaal zu schauen und einen Blick 
nach draußen auf den Vorplatz des Par-
laments zu werfen brauchen, um festzu-
stellen, dass die mit dem Wahlbetrug 
entstandene tiefe Staatskrise längst 
nicht überstanden ist. Zum ersten Mal 
seit der Gründung der Islamischen Re-
publik hatten eine ganze Reihe von Ab-
geordneten und Träger wichtiger Ämter 
die Zeremonie boykottiert und draußen 
versuchten Ordnungskräfte und Milizen 
mit massiver Gewalt Demonstranten, die 
„nieder mit dem Diktator“ riefen, aus-
einander zu treiben. 
 
Revolutionsführer Ali Chamenei und Ah-
madinedschad waren offensichtlich von 
der Annahme ausgegangen, schon die 
Niederschlagung der ersten Straßenpro-
teste werde das Volk einschüchtern und 
ihre Wortführer zum Schweigen bringen. 
Aber die Protestbewegung ist nach wie 
vor präsent. Selbst die brutalen Fol-
terungen in den Gefängnissen, bei de-
nen zahlreiche Gefangene getötet wur-
den oder die Schauprozesse gegen Män-
ner, die zum Teil in den vergangenen 
Jahren Schlüsselpositionen im Staat 
innehatten, scheinen nicht zu wirken. 
Im Gegenteil, jede Maßnahme, die die 
Machthaber bislang ergriffen haben, um 
Ruhe und Ordnung herzustellen, hat 
sich als Eigentor erwiesen. Inzwischen 
hat der islamische Staat seine Legiti-
mität und Autorität, selbst bei vielen 
treuen Anhängern, verloren.  
 
Der eigentliche Grund dafür, dass die 
Proteste gegen den Wahlbetrug ein der-

artiges Ausmaß angenommen und die 
Grundpfeiler der Islamischen Republik 
erschüttert haben, liegt darin, dass 
die Rebellion all die Widersprüche und 
Macht- und Richtungskämpfe, die bisher 
unter der Decke gehalten wurden, auf-
gedeckt hat. Die Proteste haben den 
Menschen in den entferntesten  Provin-
zen deutlich vor Augen geführt, dass 
es den Staatsführern entgegen ihren 
Bekundungen und Beteuerungen nicht wie 
der Glaube es fordert um Gerechtig-
keit, Moral und den Islam geht, son-
dern um die Macht und um die Durchset-
zung ihrer ideologisch verbrämten Zie-
le. 
 
Sehen wir von dem tobenden Machtkampf 
ab, handelt es sich bei den Auseinan-
dersetzungen um ideologische Wider-
sprüche, die bereits mit der Gründung 
der Islamischen Republik angelegt wa-
ren. Auch nach dreißig Jahren geht es 
immer noch um das Verhältnis zwischen 
einem islamischen Staat, der sich den 
Anweisungen Gottes und des Korans un-
terordnet und einer Republik, die sich 
nach dem Willen des Volkes richtet. 
Wie lassen sich diese beiden Staats-
formen koordinieren? Überhaupt nicht, 
sagt die säkulare Opposition, die au-
ßerhalb des islamischen Lagers steht. 
Sie strebt deshalb einen Systemwechsel 
an und die Trennung von Religion und 
Staat. Daher besteht zwischen dieser 
Opposition und dem Regime schon seit 
dreißig Jahren eine unüberwindbare 
Mauer. Erst jetzt hat diese Opposition 
durch die Proteste endlich eine Gele-
genheit gefunden, sich zu Wort zu mel-
den. 
 
Doch auch innerhalb des islamischen 
Lagers, wo eine grundsätzliche Einig-
keit über den Erhalt des Systems be-
steht, gibt es erbitterte Richtungs-
kämpfe. Die Reformer legen mehr Ge-
wicht auf das Republikanische. Ihrer 
Meinung nach kann die islamische Repu-
blik langfristig nur bestehen, wenn 
man den vom Volk gewählten Organen 
mehr Macht einräumt und die Macht der 
ernannten Instanzen einschränkt. Dem-
nach müssten das Parlament und das Amt 
des Staatspräsidenten gestärkt und im 
Gegenzug die Kompetenzen des Revoluti-
onsführers sowie des Wächterrats ver-
ringert werden. Der ehemalige Staats-
präsident Haschemi Rafsandschani hatte 
zum Beispiel einmal vorgeschlagen, das 
Amt des Revolutionsführers nicht von 
einem Einzelnen, sondern von einem ge-
wählten Gremium ausüben zu lassen. 



        Iran-Report Nr. 09/2009, 8. Jahrgang 
 

 

 4

Diese Meinung teilen inzwischen nicht 
nur die Reformer, sondern auch eine 
ganze Reihe von Konservativen. 
 
Die zweite Gruppe, die sich vor allem 
um den Revolutionsführer Chamenei sam-
melt, will das bisherige System des 
Welyat-e Faghieh (absolute Herrschaft 
der Geistlichkeit) beibehalten, ja so-
gar die Rolle des geistlichen Führers 
stärken. Eine Abschaffung oder auch 
nur Machteinschränkung der politisch-
religiösen Instanz würde den Anfang 
vom Ende des islamischen Staates be-
deuten. Die enge Verknüpfung von Reli-
gion und Politik in der Person des Re-
volutionsführers müsse daher unbedingt 
beibehalten werden.  
 
Während der Kampf zwischen diesen bei-
den Gruppen schon seit Jahren geführt 
wird, schält sich seit Ahmadinedschads 
Amtsübernahme immer deutlicher eine 
neue Richtung heraus, die einen reinen 
islamischen Staat ohne den Klerus, vor 
allem ohne die traditionell orientier-
ten Großayatollahs anstrebt. Die Idee 
geht auf den Religionsphilosophen Ali 
Schariati zurück, der in den siebziger 
Jahren im Iran durch seine These von 
einem revolutionären Islam eine große 
Popularität genoss. Dass die Großaya-
tollahs in den vergangenen Jahren aus 
ihrer Gegnerschaft zu Ahmadinedschad 
keinen Hehl gemacht haben, hat diesen 
ideologischen Hintergrund. Revoluti-
onsführer Chamenei, der stets Ahmadi-
nedschad unterstützt und auch bei der 
Wahlkrise den Rücken gestärkt hatte, 
scheint allmählich den Fehler bemerkt 
zu haben. Die Einsicht kommt vermut-
lich zu spät. Ahmadinedschad stützt 
sich auf die militärischen Kräfte und 
wird kaum im Zaum zu halten sein. Doch 
die Fortsetzung dieser Politik, die 
Ahmadinedschad seit seiner Amtsüber-
nahme verfolgt, würde nichts anderes 
zur Konsequenz haben als eine Militär-
diktatur mit islamischem Anstrich.   
    
    
Schauprozesse gegen Oppositionelle 
 
Rund hundert Oppositionelle, die an 
den Unruhen nach der Präsidentenwahl 
am 12. Juni teilgenommen hatten, stan-
den am 1. August in Teheran vor Ge-
richt, darunter prominente Reformpoli-
tiker. Sie wurden beschuldigt, eine 
Verschwörung gegen die Islamische Re-
publik angezettelt, Unruhen im Zusam-
menhang mit der Präsidentenwahl ge-
schürt und mit Hilfe westlicher Ge-
heimdienste eine „sanfte Revolution“ 
zum Sturz des islamischen Staates ge-
plant zu haben. 

 
Der Prozess fand praktisch hinter ver-
schlossenen Türen statt. Außer zwei 
regimetreuen Agenturen und dem staat-
lichen Rundfunk und Fernsehen war kei-
ne Presse zu den Verhandlungen zuge-
lassen. Die Gefangenen wurden als 
Häftlinge gekleidet und zum Teil mit 
Handschellen in den Gerichtssaal ge-
führt. Unabhängige Beobachter waren 
nicht zugelassen, nicht einmal die An-
wälte der Gefangenen durften an dem 
Prozess teilnehmen. Saleh Nikbacht, 
der einige ehemalige Minister und 
Staatssekretäre wie den ehemaligen Vi-
zepräsidenten Mohammad Ali Abtahi ver-
tritt, sagte in einem Interview mit 
der BBC, ihm sei keinerlei Kontakt zu 
seinen Mandanten erlaubt worden, die 
Anklageschrift sei ihm völlig unbe-
kannt und er habe den Gerichtstermin 
erst durch die Presse erfahren.  
 
Wie die zugelassene Agentur Fars be-
richtete habe der Staatsanwalt bei der 
Prozesseröffnung die Angeklagten be-
schuldigt, einen von ausländischen Ge-
heimdiensten vorbereiteten Plan zur 
Durchführung einer „sanften Revoluti-
on“ ausgeführt zu haben. Ein Kronzeu-
ge, dessen Name nicht genannt wurde - 
angeblich eine Schlüsselfigur bei dem 
„umstürzlerischen Projekt“ - habe aus-
gepackt und der Staatsanwaltschaft ge-
naue Informationen über einzelne Akti-
vitäten, die beteiligten ausländischen 
Institutionen und deren einheimische 
Agenten zur Verfügung gestellt. Ge-
nannt wurden amerikanische, britische, 
holländische, auch deutsche Instituti-
onen, Rundfunk und Fernsehsender, die 
koordiniert mit iranischen Politikern 
und Kulturschaffenden schon vor Jahren 
mit der Vorbereitung begonnen haben 
sollen. Selbst der deutsche Philosoph 
Jürgen Habermas habe zu dem Plan sei-
nen Beitrag geleistet. Durch die Un-
terstützung der Reformbewegung unter 
der Führung des ehemaligen Präsidenten 
Mohammad Chatami sollte nach Angaben 
des Staatsanwalts der islamische Staat 
„sanft“ unterhöhlt und schließlich ge-
stürzt werden. Man habe auf drei Ebe-
nen, der geistigen, kulturellen und 
politischen Ebene, gearbeitet. Die ge-
samte Frauenbewegung sei ebenso von 
außen gesteuert und finanziert worden 
wie der Versuch, Geistes- und Kultur-
schaffende für den Plan anzuwerben. 
 
Schon im Vorfeld der Präsidentenwahl 
sei die Stimmung für die Behauptung 
vom Wahlbetrug erzeugt worden. Im Fal-
le einer Niederlage der Reformkandida-
ten sollten die Wähler zu landesweiten 
Protesten mobilisiert, Angst und Unsi-
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cherheit erzeugt und die Legitimität 
und Glaubwürdigkeit des Staates in 
Frage gestellt werden. Wie der Staats-
anwalt behauptete, lägen entsprechende 
Geständnisse einiger Inhaftierter vor. 
Laut Fars soll zum Beispiel Abtahi ge-
sagt haben, es sei eine „Lüge“, wenn 
im Zusammenhang mit der Wahl von Be-
trug gesprochen werde. Mit dieser „Lü-
ge“ sollten Unruhen im Iran ausgelöst 
werden, „damit Iran wie Afghanistan 
oder Irak“ werde. 
 
Die Moscharekat-Partei, die größte Re-
formpartei, bezeichnete die Ausführun-
gen des Staatsanwalts als „Hirnge-
spinste“, über die „selbst ein gekoch-
tes Huhn lachen“ würde. Der Prozess 
entlarve die „Absicht der Putschis-
ten“, Reformparteien und -gruppen so-
wie regierungsunabhängige Organisatio-
nen zu vernichten. Derartige Schaupro-
zesse könnten niemals all die Verbre-
chen verdecken, die in den letzten Wo-
chen an friedlichen Demonstranten be-
gangen worden seien.  
 
Der Prozess verstoße „gegen die Ver-
fassung, gegen geltende Gesetze und 
Bürgerrechte“, sagte Chatami. Das Ge-
richt stütze sich auf „Geständnisse, 
die unter gewissen Umständen erreicht 
wurden, die nicht legal sind“. „Diese 
Art von Inszenierung läuft vor allem 
den Interessen der Staatsführung zuwi-
der und beschädigt das Vertrauen der 
Öffentlichkeit“, kritisierte der Ex-
Präsident. 
 
Einen Tag vor Prozessbeginn hatte eine 
Gruppe von Geistlichen zur Fortsetzung 
der Proteste gegen das Wahlergebnis 
aufgerufen. Die einflussreiche Verei-
nigung der Lehrer und Forscher in der 
heilige Stadt Ghom kritisierte zudem, 
dass inhaftierte Demonstranten gefol-
tert worden seien. Sie bedauerte, dass 
all die Verbrechen im Namen des Islam 
geschehen.  
 
Die Gerichtsverhandlung erinnerte an 
die Moskauer Schauprozesse: die nie-
dergeschlagenen, erniedrigten und von 
Folter gezeichneten Gefangenen, die 
erzwungenen Geständnisse und die Ver-
schwörungstheorien, die von den Macht-
habern aufgetischt wurden. Dass das 
Regime sich gezwungen sieht, solche 
Mittel anzuwenden, dass es Demonstran-
ten auf offener Straße erschießen oder 
in den Gefängnissen durch Folter er-
morden lässt, zeigt, wie tief Angst 
und Unsicherheit den Machthabern im 
Nacken sitzen. Und das ist nicht unbe-
gründet. Es ist schon erstaunlich, wie 
rasch ein Regime, das sich noch bis 

vor wenigen Wochen fest im Sattel 
glaubte, derartig in Bedrängnis gerät, 
dass es nicht nur seine über Jahrzehn-
te gepredigten Prinzipien über Bord 
wirft. Inzwischen gelten selbst isla-
mische Rituale und Gebräuche, mit de-
nen man die Massen zu verführen und an 
das Regime zu binden versuchte, als 
verboten. Am Tag des ersten Prozesses 
wurden tausende Menschen in Teheran, 
die eine Trauerfeier für die getöteten 
Demonstranten veranstalten wollten, 
mit Knüppeln und Maschinengewehren von 
der Teilnahme abgehalten. Wer heute im 
Iran „Allah o Akbar“ (Gott ist mäch-
tig) ruft, gilt schon als verdächtig. 
Die Teilnehmer am Freitagsgebet werden 
durch Ordnungskräfte scharf kontrol-
liert, Verdächtige abgewiesen. Auch 
der Zugang zu den Moscheen steht unter 
strenger Aufsicht. „Wenn das so wei-
tergeht, wird bald keiner mehr in die 
Moschee kommen“, warnte eine der 
geistlichen Instanzen. 
 
Bei der zweiten Runde der Schauprozes-
se am 8. August saßen wieder mehr als 
hundert Häftlinge auf der Anklagebank. 
Ihnen wurde ebenfalls Spionagetätig-
keit, Zusammenarbeit mit ausländischen 
Geheimdiensten zur Durchführung einer 
„sanften Revolution“ sowie „organi-
siertes und geplantes Vorgehen“ gegen 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
vorgeworfen. Unter den Angeklagten be-
fanden sich auch prominente Vorstands-
mitglieder der Reformparteien, ehema-
lige Parlamentsabgeordnete und bekann-
te Journalisten.  
 
Auch ein Mitarbeiter der britischen 
Botschaft in Teheran und eine junge 
Französin waren dabei. Dem Botschafts-
mitarbeiter iranischer Abstammung, 
Hossein Rassam, wurde Spionage vorge-
worfen. Er habe zu den moderaten Poli-
tikern enge Kontakte geknüpft, mit dem 
Umfeld des unterlegenen Oppositions-
kandidaten Mir Hossein Mussavi zusam-
mengearbeitet und die britische Bot-
schaft über die Pläne der Opposition 
informiert. 
 
Die 23-jährige Französin Clotilde 
Reiss soll laut Anklage Informationen 
gesammelt und Demonstranten aufgehetzt 
haben. Reiss wurde am 1. Juli bei der 
Ausreise am Flughafen Teheran festge-
nommen. Sie hatte fünf Monate an der 
Universität Isfahan Französisch ge-
lehrt. Sie habe zugegeben, Fotos von 
Protesten im Internet verbreitet und 
die Kulturabteilung der französischen 
Botschaft über die Unruhen informiert 
zu haben, sagte der Staatsanwalt. So-
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wohl Rassam als auch Reiss hätten ihre 
Schuld gestanden und um Gnade gebeten. 
 
Die EU zeigte sich über die Schaupro-
zesse „beunruhigt“ und verlangte die 
unverzügliche Freilassung der Ange-
klagten. Die EU betrachte jede Hand-
lung der iranischen Behörden gegen ein 
einzelnes Mitgliedsland als gegen die 
gesamte Union gerichtet, hieß es in 
einer Erklärung der schwedischen Rats-
präsidentschaft. Sie werde dementspre-
chend reagieren.  
 
Das britische Außenministerium rea-
gierte auf den Prozess mit Empörung. 
Die Entscheidung, Rassam den Prozess 
zu machen, sei „völlig inakzeptabel“ 
und widerspreche allen Zusagen, sagte 
eine Sprecherin. „Wir werden entschei-
den, wie wir auf diese neue Schandtat 
reagieren werden.“ Scharfe Kritik kam 
auch aus Paris. Die Vorwürfe entbehr-
ten jeder Grundlage, ließ das Außenmi-
nisterium verlauten. 
 
Wie bereits bei der ersten Runde der 
Schauprozesse stütze sich der Staats-
anwalt auf Geständnisse der Gefange-
nen, die offensichtlich durch Folter 
erpresst wurden. Der physische Zustand 
der Angeklagten zeugte von den Qualen, 
die sie in der Haft erlitten hatten. 
Einige erweckten den Eindruck, völlig 
orientierungslos zu sein. Anwälte ih-
rer Wahl waren nicht anwesend.  
 
Irans oberster Staatsanwalt Dorri Nad-
schafabadi erklärte ungeachtet der Be-
richte über Folterungen in den Gefäng-
nissen, die Geständnisse seien „völlig 
korrekt“ gewesen. „Soweit wir bei un-
seren Besuchen in den Gefängnissen be-
obachten konnten, sind keinerlei ge-
setzeswidrige Handlung festgestellt 
worden.“ Er fügte hinzu, das Urteil 
werde sich nicht allein auf Geständ-
nisse stützen.     
 
Vor dem Gerichtsgebäude hatten sich 
mehrere hundert Angehörige der Ange-
klagten sowie andere Oppositionelle 
versammelt. Viele konnten zum ersten 
Mal nach Wochen aus der Ferne ihre 
Verwandten sehen, die abgeführt wur-
den. Als sie Allah o Akbar (Gott ist 
mächtig) und „Nieder mit den Diktator“ 
riefen, kam es zu gewaltsamen Ausei-
nandersetzung mit der Polizei. 
 
Die bislang letzte Runde der Schaupro-
zesse fand am 25. August statt. Vor 
Gericht standen auch dieses Mal promi-
nente Politiker wie der frühere stell-
vertretende Außenminister Mohsen Amin-
sadeh, der ehemalige Regierungsspre-

cher Abdollah Ramesansadeh, Mostafa 
Tadjsadeh, früher Stellvertreter des 
Innenministers, Behzad Nabavi, Parla-
mentsabgeordneter und nahezu der ge-
samte Vorstand der größten Reformpar-
tei Moscharekat. 
 
Allgemeines Entsetzen erregte im gan-
zen Land der Auftritt Said Hadjarians, 
eines populären ranghohen Mitglieds 
der Moscharekat-Partei, der als einer 
der wichtigsten Köpfe der Reformbewe-
gung gilt. Seit dem Mordanschlag auf 
ihn im Jahr 2000 ist Hadjarian, der zu 
den engsten Weggefährten des Ex-
Präsidenten Chatami gehört, ein Held. 
Er ist teilweise gelähmt und kann nur 
schwer sprechen. Er wurde von zwei 
Männern in den Gerichtssaal getragen. 
Sein Geständnis wurde von einem ande-
ren verlesen. Er bekannte sich schul-
dig, durch seine Schriften die Unruhen 
angestachelt zu haben. Er habe mit 
falschen Analysen, die er unreflek-
tiert aus dem Westen, zum Beispiel von 
Max Weber, übernommen habe, „schwere 
Fehler gemacht“. Er distanzierte sich 
von seinen Analysen, entschuldigte 
sich beim iranischen Volk und erklärte 
seinen Austritt aus der Moscharekat-
Partei. Die Einflüsse, denen er ausge-
setzt gewesen sei, bildeten eine Ge-
fahr für alle Wissenschaftler, Intel-
lektuellen und Kulturschaffenden des 
Landes. Die zuständigen Staatsorganen 
sollten vor allem das geistige und 
wissenschaftliche Gut, das aus dem 
Westen importiert werde, besser kon-
trollieren, um der Gefahr von Irrwegen 
vorzubeugen, empfahl das durch Folter 
erzwungene Geständnis.    
 
 
Reiss gegen Kaution freigelassen 
 
Die französische Sprachlehrerin Clo-
tilde Reiss wurde am 17. August gegen 
Kaution freigelassen. Die der Spionage  
Beschuldigte sei in guter Verfassung 
und werde in der französischen Bot-
schaft in Teheran auf ihr Urteil war-
ten, hieß es am 17. August in einer 
Mitteilung des Büros von Frankreichs 
Präsident Nicolas Sarkozy. Nach Ein-
schätzung des Außenministers Bernard 
Kouchner könnte dieses innerhalb von 
acht Tagen gefällt werden, möglicher-
weise aber auch später. Bis zum Redak-
tionsschluss befand sich Reiss nach 
wie vor in der französischen Botschaft 
in Teheran. 
 
Kouchner sagte dem Fernsehsender Fran-
ce 2, Frankreich habe eingewilligt, 
eine Kaution für Reiss zu hinterlegen. 
Dabei handele es sich nicht um eine 
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große Summe, es gehe nicht um mehrere 
tausend Euro. Demgegenüber berichteten 
iranische Medien, Frankreich habe eine 
Kaution in Höhe von 213 000 Euro hin-
terlegt.   
 
 
Säuberungen im Informationsministerium 
 
Kurz vor seiner Vereidigung führte 
Präsident Ahmadinedschad in einer 
Blitzaktion eine Säuberung im Geheim-
dienstministerium durch. Er entließ 
den Minister Gholamhossein Mohseni E-
jeh-i und vier weitere ranghohe Beam-
te. Die Betroffenen hätten sich kri-
tisch über das Vorgehen der Regierung 
bei den Protesten gegen die umstritte-
ne Wahl geäußert, erklärten Abgeordne-
te am 10. August. 
 
Die Beamten hätten sich dagegen ausge-
sprochen, Geständnisse von festgenom-
menen Regierungsgegnern, die offenbar 
misshandelt worden seien, zu veröf-
fentlichen. Auf regierungskritischen 
Webseiten war von mehr als einem Dut-
zend Entlassungen in dem Ministerium 
die Rede. Konservative Medien berich-
teten, vier Staatssekretäre seien ge-
feuert worden, darunter zwei Männer, 
die das Vertrauen des Revolutionsfüh-
rers Chamenei genössen. 
 
Der Sohn des früheren Geheimdienstmi-
nisters Ali Junesi, Hassan Junesi, 
sagte: „Ahmadinedschad hat praktisch 
das Kommando über das wichtigste Si-
cherheitsgremium des Landes selbst 
übernommen.“ Ali Junesi war unter der 
Reformregierung von Präsident Mohammad 
Chatami von 1997 bis 2005 im Amt. Va-
ter und Sohn haben nach wie vor enge 
Verbindungen zum Geheimdienst. Der 
konservative Abgeordnete Ahmad Awai 
kündigte an, das Parlament prüfe eine 
mögliche Untersuchung der Entlassun-
gen. „Es gibt die berechtigte Besorg-
nis, dass dem Geheimdienstministerium 
irreparabler Schaden zugefügt wird, 
wenn dieser Trend anhält“, sagte Awai 
laut einem Bericht der Tageszeitung 
„Dschomhuri-e-Eslami“ vom 10. August.  
 
Indes wurde der entlassene Minister 
Ejeh-i von dem neu ernannten Justiz-
chef Sadegh Laridschani zum General-
staatsanwalt ernannt, was von politi-
schen Beobachtern als Affront gegen 
Ahmadinedschad bezeichnet und als neue 
Entwicklung in einem Machtkampf inner-
halb des ultrakonservativen Lagers ge-
sehen wird. Die Ernennung Ejeh-is wur-
de am 24. August vom staatlichen Fern-
sehen bekannt gegeben. Justizchef La-
ridschani und sein Bruder, Parlaments-

präsident Ali Laridschani, sind in 
letzter Zeit zunehmend als Rivalen Ah-
madinedschads hervorgetreten. 
 
Ejeh-i äußerte sich zu seiner Entlas-
sung nicht, aber Ahmadinedschad be-
gründete die Maßnahme mit der Unfähig-
keit des Informationsministeriums, die 
Lage nach der Präsidentenwahl unter 
Kontrolle zu bringen. „Herr Ejeh-i ist 
ein guter Mensch, er hat sich viel Mü-
he gegeben, wofür ihm Dank gebührt. 
Aber das Ministerium braucht eine 
gründliche Wandlung. Wenn das Ministe-
rium richtig gehandelt hätte, hätten 
wir nicht so ein schädliches Chaos auf 
den Straßen gehabt. Dem sind eine gan-
ze Reihe Menschen zum Opfer gefallen“, 
sagte Ahmadinedschad. 
 
Im Iran herrscht die Meinung vor, die 
Säuberung sei erfolgt, weil Ahmadined-
schad dem Geheimdienst nicht mehr 
traute und lieber selbst die Zügel in 
die Hand nehmen wolle. 
 
 
Angeblich wieder gewählter Präsident 
vereidigt 
 
Am 5. August wurde Irans angeblich 
wieder gewählter Staatspräsident Mah-
mud Ahmadinedschad für eine zweite 
Amtszeit vor dem Parlament in Teheran 
vereidigt. Schon am frühen Morgen wa-
ren das Parlamentgebäude und die um-
liegenden Straßen mit Polizeieinheiten 
und Basidschi-Milizen belagert. Zwei 
nahe gelegene U-Bahnstationen waren 
geschlossen. Dennoch war es rund tau-
send Demonstranten, die „Tod dem Dik-
tator“ riefen, gelungen, bis zum Mei-
dan-e Baharestan, dem Parlamentsvor-
platz, vorzudringen. Sie waren zum 
Zeichen der Trauer schwarz gekleidet. 
Es kam zu gewaltsamen Auseinanderset-
zungen. Die Polizei setzte Pfeffer-
spray und Tränengas ein. Augenzeugen 
berichteten von mehreren Festnahmen. 
 
Ahmadinedschad ging in seiner Anspra-
che auf die Proteste nicht ein und be-
gnügte sich mit der Bemerkung: „Wir 
werden Missachtung, Einmischung und 
Beleidigungen nicht dulden“. Er rühmte 
sich, bei der Wahl die Zustimmung von 
„24 Millionen Wählern“ erhalten zu ha-
ben. Auch die Teilnahme von über acht-
zig Prozent der Wahlberechtigten an 
der Wahl sei der Beweis dafür, dass 
das Volk geschlossen hinter dem Regime 
stehe und die bisherige Politik der 
Regierung akzeptiert worden sei. Die 
Wahl sei ein „einmaliges ruhmreiches 
Ereignis“ gewesen, das sowohl im Iran 
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als auch international „tiefe Verände-
rungen“ zur Folge haben werde.  
 
Der angeblich neu gewählte Präsident 
beschwor die Einheit der Nation. „Wir 
sollten uns an den Händen fassen, wäh-
rend wir voranschreiten, um unsere 
Ziele zu erreichen“. Iran besitze ein 
großes Potenzial und seine Regierung 
sei entschlossen, dieses Potenzial 
voll einzusetzen. Ungeachtet der Pro-
teste von Millionen, die ihre Stimme 
zurückverlangen, sagte der Regierungs-
chef, Freiheit und Rechte der Indivi-
duen seien „ein Geschenk Gottes und 
eine Errungenschaft der islamischen 
Revolution“. Niemandem sei erlaubt, 
diese Rechte und Freiheiten einzu-
schränken. 
 
Die Regierung werde ihre bisherige 
„aktive Außenpolitik“ fortsetzen, sag-
te Ahmadinedschad.  Sie werde sich für 
„Gerechtigkeit, Frieden und Brüder-
lichkeit“ in der Welt einsetzen und 
versuchen bei der „Verwaltung der Welt 
eine entscheidende Rolle“ zu überneh-
men. Zu ausländischen Regierungen, die 
die Wahlen kritisiert hatten und ihm 
nicht zu seinem Sieg gratulieren woll-
ten, sagte er, diese Regierungen seien 
nicht bereit, „das Votum des irani-
schen Volkes zu akzeptieren“ und fügte 
hinzu: „Das iranische Volk misst weder 
eurem Zorn und Geschrei eine Bedeutung 
bei, noch eurer Gratulation.“ 
 
Nicht alle Abgeordneten waren bei der 
Zeremonie anwesend. Sowohl die reform-
orientierte Minderheit als auch einige 
aus dem Lager der Konservativen hatten 
die Veranstaltung boykottiert. Auch 
der Vorsitzende der Expertenversamm-
lung und des Schlichtungsrats, Hasche-
mi Rafsandschani, sowie die unterlege-
nen Kandidaten Mir Hossein Mussavi und 
Mehdi Karrubi waren der Vereidigung 
ferngeblieben. Sie werfen der Regie-
rung vor, das Ergebnis der Präsiden-
tenwahl vom 12. Juni gefälscht zu ha-
ben und beharren nach wie vor auf ih-
rer Forderung nach Wiederholung der 
Wahl. Beide Kandidaten hatten am Vor-
tag erklärt, sie würden die Regierung 
nie anerkennen und seien entschlossen, 
ihren Protest fortzusetzen. 
 
Parlamentspräsident Ali Laridschani, 
der sich schon in der Vergangenheit 
mit seiner Kritik am Regierungschef 
nicht zurückgehalten hatte, mahnte 
einleitend, in Zukunft besser zu pla-
nen, mehr auf die Gesetze zu achten 
und mehr Sachverständige einzusetzen. 
Justizchef Haschem Schahrudi, der dem 
Regierungschef den Eid abnahm, äußerte 

die Hoffnung, die Arbeit der Regierung 
werde auch in Zukunft für die Ge-
schlossenheit des Volkes sorgen.   
 
Erstaunen erregte die Teilnahme eini-
ger ausländischer Botschafter an der 
Zeremonie, darunter des schwedischen 
Botschafters, dessen Land zurzeit die 
EU-Ratspräsidentschaft innehat. Oppo-
sitionelle im Iran fragten sich, wie 
diese Teilnahme, die praktisch einer 
Anerkennung der durch Betrug gewählten 
Regierung gleichkommt, mit den Bekun-
dungen der EU-Staaten zu Menschenrech-
ten und mit ihren Protesten gegen die 
Wahl zu vereinbaren sei.      
 
 
Karrubi berichtet von schweren Verge-
waltigungen in Gefängnissen 
 
Mehdi Karrubi, einer der bei der Prä-
sidentenwahl vom 12. Juni im Iran un-
terlegenen Kandidaten, hat schwere 
Vorwürfe gegen die iranischen Behörden 
erhoben. Einige bei den Unruhen der 
letzten Wochen festgenommenen Demonst-
ranten seien in den Gefängnisse schwer 
misshandelt und vergewaltigt worden, 
schrieb Karrubi an den Vorsitzenden 
des Expertenrats, Haschemi Rafsan-
dschani. Junge Frauen seien dermaßen 
brutal vergewaltigt worden, dass sie 
schwere Verletzungen erlitten hätten. 
Auch junge Männer seien „bestialisch“ 
vergewaltigt worden. Manche von ihnen 
litten so unter Depressionen und kör-
perlichen und seelischen Verletzungen, 
dass sie sich in ihre Häuser verkro-
chen hätten und nicht mehr hinaus 
trauen würden. 
 
Das Schreiben trägt das Datum vom 29. 
Juli, wurde aber erst am 10. August 
auf Karrubis Webseite veröffentlicht. 
Es sei zunächst vertraulich an Rafsan-
dschani persönlich gerichtet worden, 
mit der Aufforderung, innerhalb von 
zehn Tagen zu antworten, erklärte Kar-
rubis Sohn. Da Rafsandschani jedoch 
nicht reagiert habe, werde der Brief 
öffentlich gemacht. 
 
Karrubi beruft sich auf Aussagen rang-
hoher Behördenvertreter. „Sollte nur 
einer dieser Fälle zutreffen, wäre das 
eine Katastrophe für die Islamische 
Republik“, schrieb er. Hinzu kämen die 
„willkürlichen Verhaftungen, Schläge, 
durch die unsere Kinder verletzt und 
getötet wurden, Überfälle in Privat-
häusern und Studentenheimen und ein 
brutales Vorgehen sogar gegen ältere 
Frauen auf den Straßen“. All dies habe 
es noch nie gegeben. Selbst nach vier-
zig Tagen könne man bei vielen Men-
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schen, die an der Freitagspredigt 
teilnehmen wollten, Spuren von Miss-
handlungen feststellen, schreibt Kar-
rubi. 
 
Ein derart brutales Vorgehen gegen das 
Volk stelle jede Diktatur, auch die 
des Schah-Regimes, in den Schatten. 
Weder Kommunisten noch Religiöse hät-
ten während ihrer Haft in den Kerkern 
des Schahs solche Verbrechen erlebt, 
schreibt Karrubi. Er bat Rafsandschani 
sich wegen dieser Vorfälle an Revolu-
tionsführer Chamenei zu wenden. Ferner 
solle der Expertenrat ein Gremium be-
auftragen, das die Ereignisse untersu-
chen solle. 
 
Indes räumte Irans Polizeichef Ahmadi 
Moghaddam Misshandlungen von Inhaf-
tierten in den Gefängnissen ein, 
bestritt jedoch, dass Gefangene zu To-
de gefoltert worden seien. Tatsächlich 
seien Häftlinge von Aufsehern geschla-
gen worden, sagte er. Mehrere Gefange-
ne hatten nach ihrer Entlassung von 
brutalen Folterungen berichtet, die in 
einigen Fällen zum Tod der Häftlinge 
geführt hätten. Ein Gefangener soll 
sechs solcher Fälle selbst beobachtet 
haben. Die Berichte riefen im ganzen 
Land Empörung und Proteste hervor, so 
dass Revolutionsführer Chamenei Ende 
Juli die Schließung eines der Gefäng-
nisse anordnen musste. Dort gebe es 
nicht die „notwendigen Standards, um 
die Rechte der Insassen zu garantie-
ren“, sagte er zur Begründung. Demge-
genüber erklärte Moghaddam, die Todes-
fälle seien auf eine Viruserkrankung 
zurückzuführen.       
 
In einer ersten Reaktion auf Karrubis 
Kritik haben die mächtigen Revoluti-
onsgarden ein Gerichtsverfahren gegen 
ihn sowie gegen den bei der Wahl eben-
falls unterlegenen Kandidaten Mir Hos-
sein Mussavi und Ex-Präsident Mohammad 
Chatami gefordert. Jadollah Dschavani, 
ein hochrangiger Befehlshaber der Gar-
den, sagte am 9. August, sie seien die 
eigentlichen Drahtzieher der jüngsten 
Proteste und sollten deshalb bestraft 
werden. 
 
Nach offiziellen Angaben waren bei den 
Protestdemonstrationen gegen die Wahl-
fälschung rund 4000 Personen festge-
nommen worden, von denen ein großer 
Teil inzwischen wieder freigelassen 
ist. Die Zahl der Toten wird mit 30 
angegeben, die Opposition hat dagegen 
genaue Daten mit Fotos von 69 Opfern. 
Sie sind nachweislich im Gefängnis ge-
storben. Eine vom Oppositionsführer 
Mir Hossein Mussavi eingesetzte Unter-

suchungskommission hat die Liste am 
10. August dem Parlament übergeben. 
Die tatsächliche Zahl der Toten wird 
von Menschenrechtsorganisationen weit 
höher geschätzt. Hinzu kommen Perso-
nen, die verschwunden sind und deren 
Aufenthaltsort unbekannt ist.  
 
Die Reformpartei „Mudschahedin der Is-
lamischen Revolution“ hat in einer 
Stellungnahme, die am 12. August auf 
ihrer Webseite erschien, die schweren 
Misshandlungen in den iranischen Ge-
fängnissen mit denen im berüchtigten 
Gefängnis Abu Ghraib verglichen und 
Staatspräsident Mahmud Ahmadinedschad 
für den Tod zahlreicher Regimekritiker 
verantwortlich gemacht.   
 
Das islamische Parlament hat zur Beru-
higung der Gemüter eine Untersuchungs-
kommission einberufen. Schon nach we-
nigen Tagen erklärte der Leiter der 
Kommission seinen Rücktritt, weil die  
Umstände eine objektive Untersuchung 
der Vorfälle nicht zuließen. Die Nach-
richtenagentur ILNA berichtete am 15. 
August unter Berufung auf einen Spre-
cher der Kommission, dass zwölf Poli-
zisten und ein Richter angeklagt wer-
den sollen, weil sie politische Häft-
linge ins falsche Gefängnis gesteckt 
haben. Das Gefängnis sei nur für Dro-
genschmuggler und Schwerverbrecher 
vorgesehen. Die Betreffenden sollen 
sich bald vor Gericht dafür verantwor-
ten.    
 
Einige entlassene Häftlinge haben in-
zwischen den Drohungen des Regimes zum 
Trotz ihre Erlebnisse und Beobachtun-
gen öffentlich gemacht. Einer von ih-
nen erzählte, wie seine jungen Mitge-
fangenen nacheinander weggebracht und 
mit schweren Verletzungen an den Geni-
talien zurückgebracht worden sind. Er 
selbst sei schwer geschlagen und ge-
zwungen worden, Toilettenschüssel  
sauber zu lecken.  
 
Indes hat  Justizsprecher Aliresa 
Dschamschidi zugegeben, dass im be-
rüchtigten Gefängnis Kahrisak, das in-
zwischen auf Anordnung des Revoluti-
onsführers Ali Chamenei geschlossen 
worden ist, „Verstöße“ vorgekommen 
seien, für die die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft gezogen werden sol-
len. Einige seien bereits aus ihrem 
Amt entlassen worden. Auf die Frage, 
warum der Aufenthaltsort mancher Ge-
fangener nicht bekannt gegeben worden 
sei, sagte er, dem Strafgesetzbuch 
nach sei die Bekanntgabe vor dem Ur-
teil nicht erforderlich. 
 



        Iran-Report Nr. 09/2009, 8. Jahrgang 
 

 

 10

Parlamentspräsident Ali Laridschani 
bezeichnete am 11. August die Vorwürfe 
Karrubis, wonach Inhaftierte sexuell 
misshandelt worden seien, als „Lüge“. 
Bei Untersuchungen in zwei Gefängnis-
sen seien keine Anzeichen von sexuel-
len Übergriffen festgestellt worden. 
Er warnte die Opposition davor, nicht 
belegbare Vorwürfe zu erheben. Sie 
würden von ausländischen Medien und 
Feinden der Islamischen Republik aus-
genutzt. Dennoch wolle das Parlament 
den Vorwürfen nachgehen, sagte Larid-
schani, um der Opposition doch noch 
ein kleines Zugeständnis zu machen. 
 
Die Nachrichten über Misshandlungen 
und die weiteren Fälle, die nach und 
nach mit Hilfe von entlassenen Häft-
lingen ans Tageslicht kommen, haben 
die Grundpfeiler des Regimes schwer 
erschüttert. Das Regime, das sich als 
moralische Instanz sieht und mit sei-
ner Sittenpolizei seit Jahren Ehebrü-
che und sexuelle Delikte verfolgen 
lässt und sie auch mit dem Tode be-
straft, hat seine Legitimation auch 
unter eigenen Anhängern schwer einge-
büßt.  
 
Die Verbrechen haben sogar manche re-
ligiöse Instanzen aus der Reserve ge-
lockt. Ayatollah Ali Mohammad 
Dastgheib, Mitglied des Expertenrats, 
forderte den Rat auf, sich um die „Nö-
te und Klagen“ der Bevölkerung zu küm-
mern und Karrubi und Mussavi zu einer 
Anhörung einzuladen. Er warnte, „ehe 
es zu spät ist und die Ehre der isla-
mischen Instanzen vollends verloren 
ist“, einzuschreiten und dem Treiben 
Einhalt zu gebieten. 
 
 
Parlamentarier: Revolutionsführer soll 
zur Verantwortung gezogen werden 
 
Eine Versammlung aus rund 700 ehemali-
gen und gegenwärtigen Parlamentariern 
hat in einem bislang einmaligen 
Schreiben verlangt, Revolutionsführer 
Ali Chamenei solle für die Verbrechen 
der letzten Wochen zur Verantwortung 
gezogen werden. Damit wurde praktisch 
– in Anlehnung an Forderungen der Pro-
testbewegung - die Absetzung des Revo-
lutionsführers gefordert und das bis-
her unantastbare Tabu gebrochen, über 
das seit dem Ausbruch der Unruhen im 
Iran hinter den Kulissen diskutiert 
wird. Nun steht das System des welay-
at-e faghieh, die absolute Herrschaft 
der Geistlichkeit, das die Grundlage 
der Staatsordnung der Islamischen Re-
publik bildet, am Prager. Nimmt man 

dieses System weg, bricht die ganze 
Ordnung auseinander. 
 
Die Abgeordneten kritisieren das Vor-
gehen der Polizei und Basidschi-
Milizen in den letzten Wochen gegen 
Demonstranten auf das Schärfste und 
verurteilen „die Schauprozesse“, die 
in „stalinistischer Manier“ gegen Op-
positionelle organisiert worden seien. 
Ebenso wird das inzwischen geschlosse-
ne Gefängnis Kahrisak, in dem inhaf-
tierte Demonstranten schwer misshan-
delt und in zahlreichen Fällen zu Tode 
gefoltert wurden, als „schlimmer als 
die US-Gefängnisse Abu Ghraib und 
Guantanamo“ bezeichnet. 
 
Das Schreiben, das an den Expertenrat 
gerichtet ist, verweist auf Artikel 
111 der Verfassung, in dem die Aufga-
ben des Rates beschrieben sind. Dem-
nach ist der Expertenrat für die Er-
nennung, Überwachung der Aktivitäten, 
aber auch nötigenfalls Absetzung der 
obersten Instanz der Islamischen Repu-
blik zuständig. Die Absetzung ist laut 
Verfassung dann erforderlich, wenn der 
Revolutionsführer seinen Pflichten 
nicht nachkommt oder den Grundsätzen 
der Moral und der sozialen Gerechtig-
keit zuwiderhandelt. Die Abgeordneten 
weisen darauf hin, dass der Revoluti-
onsführer als oberste Instanz für das 
Vorgehen der Polizei und Milizen ver-
antwortlich ist und daher zur Rechen-
schaft gezogen werden muss.  
 
Das Schreiben wird zumindest vorerst 
keine praktischen Konsequenzen haben. 
Denn die Mitglieder des Expertenrats, 
der direkt vom Volk gewählt wird, 
brauchen die Unterstützung des Revolu-
tionsführers und die Zustimmung des 
Wächterrates, um zur Wahl zugelassen 
zu werden. Aber das Schreiben der Par-
lamentarier hat einen hohen Symbol-
wert, es zerstört die Autorität Chame-
neis und zeigt, wie weit selbst die 
Opposition innerhalb des Systems sich 
nach vorn wagt. 
 
Auch ein Mitglied des Expertenrats, 
Seid Ali Mohammad Dastgheib, forderte 
den Rat auf, sobald wie möglich eine 
Sondersitzung einzuberufen, um über 
die Klagen aus der Bevölkerung zu de-
battieren. Er übte scharfe Kritik an 
den Ordnungskräften und der Milizenor-
ganisation Basidsch. Der Expertenrat 
müsse, ehe es zu spät ist, die Ehre 
der geistlichen Instanzen retten.   
 
Indes hat der unterlegene Kandidat und 
ehemaliger Parlamentspräsident Mehdi 
Karrubi seine Vorwürfe in Bezug auf 
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die Behandlung von Häftlingen bekräf-
tigt. Augenzeugen hätten berichtet, 
Gefangene hätten sich nackt ausziehen 
und mit Händen und Füßen auf dem Boden 
herumlaufen müssen, während Wachleute 
auf ihnen geritten seien, schieb Kar-
rubi auf seiner Webseite. Er steht 
seit Wochen im Zentrum der Kritik der 
Anhänger Chameneis und des Präsidenten 
Mahmud Ahmadinedschad. Sie bezeichnen 
ihn als Nestbeschmutzer, bezichtigen 
ihn der Kollaboration mit ausländi-
schen Geheimdiensten und fordern seine 
Verhaftung. Der einflussreiche Predi-
ger Ahmad Chatami, nicht zu verwech-
seln mit dem ehemaligen Präsidenten 
Mohammad Chatami, sagte beim Freitags-
gebet am 21. August, Karrubi solle für 
seine Äußerungen auf die Anklagebank 
gesetzt werden. Seine „haltlosen und 
ungeheuerlichen Vorwürfe lassen die 
USA und Israel jubeln“, sagte Chatami.  
 
Auch Ahmad Dschannati, Vorsitzender 
des mächtigen Wächterrats und Frei-
tagsprediger von Teheran, hat die 
Festnahme der Oppositionsführer gefor-
dert. Er warf Karrubi und Mussavi in 
seiner im Rundfunk übertragenen Frei-
tagspredigt am 21. August vor, Auf-
stände angestachelt und einen Umsturz 
angestrebt zu haben, der „zu der größ-
ten Tyrannei“ geführt hätte. Ihre 
Festnahme sei „das erste, was zu tun 
ist“.  
 
Jeder im Iran wisse, dass die Opposi-
tionsführer in ein Komplott und in 
Korruption verwickelt seien, sagte 
Dschannati. Nur wegen ihrer Beziehun-
gen zu „bestimmten“ mächtigen Persön-
lichkeiten seien sie noch auf freiem 
Fuß. 
 
 
Neuer Justizchef vereidigt 
 
Der neue Leiter der iranischen Justiz, 
Sadegh Laridschani, hat am 17. August 
sein Amt angetreten. Der Hardliner war 
zwei Tage zuvor von Revolutionsführer 
Ali Chamenei zum neuen Justizchef er-
nannt worden. Bei der Vereidigungsze-
remonie deutete Laridschani die Ein-
leitung von Strafverfahren gegen Si-
cherheitskräfte an, denen im Zusammen-
hang mit den Protesten gegen die um-
strittene Wiederwahl von Präsident Ah-
madinedschad vorgeworfen wird, De-
monstranten misshandelt zu haben. 
 
Laridschani ist Nachfolger des konser-
vativen Ayatollah Haschemi Schahrudi, 
dessen zweite fünfjährige Amtszeit en-
dete. Der neue Justizchef ist ein Bru-
der von Parlamentspräsident Ali Larid-

schani und war bisher Mitglied des 
einflussreichen Wächterrats, der die 
umstrittene Wahl offiziell bestätigte. 
Schahrudi übernahm nun den Platz La-
ridschanis im Wächterrat. 
 
Laridschani sagte am 17. August laut 
dem staatlichen Fernsehen, niemand 
dürfe die Rechte oder die Sicherheit 
der Bürger verletzen. „Ich erkläre, 
dass ich in dieser Hinsicht niemandem 
vergeben werde, und wer die Gesetze 
verletzt, wird vor Gericht gestellt“, 
sagte er weiter. Das kann sowohl als 
Warnung an die Opposition als auch an 
Justiz und Sicherheitsbeamte verstan-
den werden.  
 
 
Revolutionswächter töteten 26 Kurden   
 
Bei einem Großeinsatz im Nordwesten 
Irans haben Einheiten der Revolutions-
wächter nach eigenen Angaben 26 auf-
ständische Kurden getötet. Wie Komman-
deur Mohammad Pakpur am 23. August der 
Nachrichtenagentur Fars sagte, erfolg-
te der Einsatz in den Provinzen Aser-
baidschan  und Kurdistan. Zu welchem 
Zeitpunkt die Revolutionswächter gegen 
die Kurden vorgingen, wurde nicht mit-
geteilt. In den Kurdengebieten Irans 
sind aufständische Gruppierungen wie 
die Partei für ein freies Leben in 
Kurdistan (Pejak) aktiv, die mit der 
im Untergrund agierenden Arbeiterpar-
tei Kurdistans (PKK) in der Türkei ko-
operiert. 
 
 
Rafsandschanis Kehrtwende 
 
Der Vorsitzende des Expertenrats und 
Ex-Staatspräsident, Akbar Haschemi 
Rafsandschani, hat die Iraner zum Ge-
horsam gegenüber dem obersten Führer 
des Landes, Ali Chamenei, aufgerufen. 
Rafsandschani verlangte am 22. August 
nach Angaben des Fernsehsenders Press 
TV, alle politischen Gruppen müssten 
die Leitlinien Chameneis befolgen. Bei 
einer Ansprache vor dem Expertenrat zu 
Beginn des muslimischen Fastenmonats 
Ramadan verlangte er zudem von der 
Führung und der Nation eine Stärkung 
der Einheit, um die politischen Unru-
hen im Land zu beenden. Der Agentur 
IRNA zufolge betonte er die Notwendig-
keit, gegen Rechtsbrecher vorzugehen. 
Wer Einfluss auf Medien und Podien ha-
be, sollte „das Stiften von Spaltungen 
vermeiden und Schritte zur Beförderung 
der Einheit unternehmen“.  
 
Nach einem Online-Bericht der Zeitung 
„Teheran Times“ sagte Rafsandschani 
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weiter, jeder müsse den Leitlinien 
Chameneis folgen. Die Verfassung müsse 
befolgt und Gesetze müssen beachtet 
werden. Mit Recherchen sollte richtig 
umgegangen werden. Die augenblickliche 
emotionsgeladene Atomsphäre sollte 
durch eine rationale ersetzt werden. 
Zudem müsse Redefreiheit gewährt und 
auf konstruktive Kritik angemessen re-
agiert werden. Rafsandschani war nach 
der umstrittenen Wiederwahl von Ahma-
dinedschad zu den Unterstützern der 
Opposition gezählt worden. Er hatte 
beim Freitagsgebet Mitte Juli die 
Freilassung aller Inhaftierten gefor-
dert und die Führung des Landes scharf 
kritisiert und dabei auch nicht den 
Revolutionsführer verschont. Die nun 
erfolgte Aufforderung Chamenei gegen-
über Gehorsam zu erweisen, hat in Iran 
Erstaunen erweckt und jenen Recht ge-
geben, die davor warnten, Rafsandscha-
ni zu vertrauen. 
 
 
„Grüner Pfad der Hoffnung“  
 
Der iranische Oppositionsführer Mir 
Hossein Mussavi will seinen Protest 
gegen den Ausgang der Präsidentenwahl 
Zeitungsberichten zufolge mit einer 
„Grüner Pfad der Hoffnung“ benannten 
Bewegung fortsetzen. Die Bewegung sol-
le den Iranern helfen, ihre Ansprüche 
durchzusetzen, zitierte die Reformzei-
tung „Etemad Melli“ Mussavi am 16. Ju-
li. Die Bewegung setze sich aus „zahl-
losen“ unabhängigen sozialen Netwerken 
zusammen, sagte er demnach. Mussavi 
habe sich bei einem Treffen muslimi-
scher Ärzte geäußert, berichtete die 
Zeitung. Das Blatt machte keine Anga-
ben zum Zeitpunkt des Treffens. 
 
Mussavi hatte jüngst angekündigt, er 
wolle eine politische Bewegung grün-
den, um gegen den umstrittenen Wahl-
sieg seines Rivalen Mahmud Ahmadined-
schad vorzugehen. Er war bei der Prä-
sidentenwahl vom 12. Juni auf Platz 
zwei gekommen. Unbestätigten Meldungen 
zufolge soll Mussavi gesagt haben, er 
rücke von seiner Forderung nach Neu-
wahlen nicht ab, sei jedoch bereit auf 
eine abermalige Kandidatur zu verzich-
ten.  
 
Indes haben sich Ex-Präsident Mohammad 
Chatami und Ex-Parlamentspräsident und 
Präsidentschaftskandidat Mehdi Karrubi 
der Bewegung „Grüner Pfad der Hoff-
nung“ angeschlossen. Die beiden ein-
flussreichen Politiker gehörten dem 
Zentralrat der von Mussavi gegründeten 
Bewegung an, sagte Mussavi-Mitarbeiter 
Aliresa Beheschti am 18. August der 

halbamtlichen Nachrichtenagentur ILNA. 
Demnach habe der Führungszirkel der 
Bewegung fünf bis sechs Mitglieder. 
 
 
Größte Oppositionszeitung verboten 
 
Die Generalstaatsanwaltschaft hat am 
17. August die größte Oppositionszei-
tung Etemad Melli vorübergehend verbo-
ten. Das berichtete die Tageszeitung 
auf ihrer Internetseite. Das Blatt der 
gleichnamigen Partei des konservativen 
Reformers Mehdi Karrubi wurde am sel-
ben Tag eingezogen und konnte seitdem 
nicht mehr erscheinen. Die Zeitung 
hatte wiederholt über Folter und sexu-
ellen Missbrauch von verhafteten De-
monstranten berichtet, die gegen die 
Wahlfälschung bei der Präsidentenwahl 
am 12. Juni protestiert hatten. 
 
Am Mittag desselben Tags versammelten 
sich einige hundert Demonstranten vor 
dem Zeitungsgebäude und skandierten 
„Tod dem Diktator“. Die Polizei 
schritt ein und versuchte die Versamm-
lung durch Einsatz von Wasserwerfern 
und Schlagstöcken auseinander zu trei-
ben. Augenzeugen berichteten auch von 
Festnahmen.  
 
Als Grund für das Verbot der Zeitung 
nannte die Staatsanwaltschaft mehrere 
Klagen gegen das Blatt. Auch sei die 
Zeitung mehrmals vorgewarnt worden, 
doch sie habe weiterhin das Pressege-
setz verletzt und Staatsgeheimnisse 
veröffentlicht. Ferner seien manche 
Berichte in der Zeitung erschienen, 
die die nationale Sicherheit und Inte-
ressen gefährdet hätten. 
 
Demgegenüber erklärte Hossein Karrubi, 
Sohn von Mehdi Karrubi, Grund für das 
Verbot sei eine Replik seines Vaters 
auf die schweren Vorwürfe gegen ihn, 
weil er über Folterungen und Vergewal-
tigungen in den Gefängnissen berichtet 
habe.  
 
Bereits am Freitag vor dem Verbot wa-
ren beim gemeinsamen Gebet Handzettel 
verteilt worden, auf denen zu einer 
Protestkundgebung vor dem Zeitungsge-
bäude aufgerufen wurde. Da ähnliche 
Aktionen gegen Zeitungen zum Sturm auf 
die Redaktionsräume und Gewaltanwen-
dung geführt haben, hatte der Heraus-
geber von Etemad-Melli die Polizei um 
Schutz gebeten. Die geplante Kundge-
bung wurde daraufhin abgesagt. 
 
Mehdi Karrubi erklärte, er werde sich 
weder durch das Verbot noch durch 
Druck und Beschimpfungen einschüchtern 
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lassen. Er werde keine Ruhe geben und 
seine Aufklärungsarbeit fortsetzen.  
 
 
Pilgerreisen nach Mekka wegen Schwei-
negrippe verboten 
 
Die iranische Regierung hat aus Sorge 
um eine weitere Ausbreitung der 
Schweinegrippe Pilgerreisen nach Mekka 
während des Fastenmonats Ramadan ver-
boten. Gesundheitsminister Kamran Bag-
heri Lankarani erklärte am 6. August, 
die hohe Zahl der Pilger erhöhe das 
Risiko einer Infektion. 
 
In Iran gibt es 145 bestätigte Fälle 
von Schweinegrippe. Ein großer Teil 
der Infizierten war in jüngster Zeit 
nach Saudi-Arabien gereist oder hatte 
sonstige Verbindungen dorthin. Laut 
iranischen Medien vom 26. August ist 
bisher ein Patient infolge der Schwei-
negrippe gestorben.  
 
  
Massenhinrichtung wegen Drogenhandels 
 
In einem iranischen Gefängnis wurden 
an nur einem Tag 24 Todesurteile wegen 
Drogenhandels vollstreckt. Wie die Re-
formzeitung „Etemad“ am 5. August be-
richtete, fand die Massenhinrichtung 
am 30. Juli in einem Gefängnis in Ka-
radsch nahe der Hauptstadt Teheran 
statt. Die Verurteilten seien gehenkt 
worden, berichtete die Zeitung unter 
Berufung auf die Justiz. Über die I-
dentität der Hingerichteten wurde 
nichts bekannt. Damit wurden in Iran 
seit Beginn des Jahres mindestens 219 
Menschen hingerichtet, wie aus einer 
Zählung der Nachrichtenagentur AFP 
hervorgeht. Iran belegt damit den 
zweiten Platz hinter China. 
 
Erst Anfang Juli waren 20 Menschen e-
benfalls wegen Drogenhandels in dem 
gleichen Gefängnis gehenkt worden. Die 
EU hatte dies heftig kritisiert. Zuvor 
hatte zum letzten Mal im Juli 2008 ei-
ne Massenhinrichtung ähnlichen Ausma-
ßes stattgefunden, damals wurden 29 
Todesurteile an einem Tag vollstreckt. 
Im vergangenen Jahr wurden nach Zäh-
lungen von AFP in Iran 246 Menschen 
hingerichtet, die Menschenrechtsorga-
nisation Amnesty International hatte 
sogar 346 vollstreckte Todesurteile 
für 2008 gemeldet. 
 
 
 
 
 
 

Wirtschaft        
 
Iran streitet Bereitschaft zu Atomge-
sprächen ab 
 
Der iranische Botschafter bei der in-
ternationalen Atomenergiebehörde IAEA 
hat die ihm zugeschriebene Ankündigung 
eines spektakulären Kurswechsels im 
Atomstreit bestritten. Es habe sich 
nichts daran geändert, dass Iran an 
seinen friedlichen Aktivitäten inner-
halb der Regeln der Internationalen 
Atomenergiebehörde festhalte, sagte 
Ali Asghar Soltanieh am 18. August im 
Staatsfernsehen. Das gleiche Medium 
hatte ihn zuvor mit der Aussage zi-
tiert, die Islamische Republik sei zu 
Verhandlungen mit dem Westen über das 
umstrittene Atomprogramm bereit. 
 
Wie es zu den widersprüchlichen Be-
richten kam, wurde nicht erklärt. Sol-
tanieh sagte, er habe keine Interviews 
gegeben oder anderweitig zu diesem 
Sachverhalt Stellung genommen. „Irans 
Politik hat sich nicht verändert“, be-
kräftigte er. 
 
US-Präsident Barack Obama hatte Iran 
eine Frist bis September gesetzt, um 
ein Sechs-Länder-Gesprächsangebot über 
sein Atomprogramm anzunehmen. Der Is-
lamischen Republik werden Handelser-
leichterungen in Aussicht gestellt, 
wenn sie ihre Urananreicherung ein-
stellt. Ansonsten drohen härtere Sank-
tionen. Iran hat sich bisher nicht 
konkret zu dem Angebot geäußert. Das 
bisher letzte Mal hatte Iran im Juli 
2008 in Genf Gespräche mit den ständi-
gen Vetomächten im UN-Sicherheitsrat 
plus Deutschland geführt.  
 
 
Merkel droht Iran mit Sanktionen 
 
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat für 
weitere Sanktionen gegen Iran plä-
diert, falls es im Atomkonflikt keine 
Fortschritte geben sollte. Zur Debatte 
stünden Sanktionen, die den Bereich 
Energiewirtschaft betreffen, sagte die 
Kanzlerin der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung am 21. August. Klar sei, dass 
es keine Atombombe in der Hand Irans 
geben dürfe. Dies gelte trotz Klagen 
der deutschen Wirtschaft, dass sie un-
ter Sanktionen stärker leiden würde 
als amerikanische Unternehmen. 
 
Laut russischen Angaben wird sich die 
Verhandlungsgruppe im Atomstreit das 
nächste Mal am 2. September treffen. 
Dies habe Außenminister Sergej Lawrow 
mit seiner US-Kollegin Hillary Clinton 
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telefonisch besprochen, erklärte das 
Außenministerium in Moskau am 20. Au-
gust. Demnach finden die Gespräche auf 
der Ebene der politischen Direktoren 
statt. Der Gruppe gehört neben den 
fünf Veto-Mächten im UN-Sicherheitsrat 
auch Deutschland an. 
 
Westlichen Diplomaten zufolge wollen 
die USA, Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien bei dem Treffen China 
und Russland zu einer vierten Runde 
von Sanktionen gegen die Islamische 
Republik drängen. Die Maßnahmen soll-
ten sich gegen den Energiesektor Irans 
richten, hieß es am New Yorker UN-Sitz 
weiter. Russland und China haben sich 
bislang gegen eine Verschärfung ge-
wehrt. Sie unterhalten enge Handelsbe-
ziehungen zu Iran.  
 
Teheran hat am 24. August erneut die 
Sanktionsdrohungen Angela Merkels kri-
tisiert, aber Meldungen über eine Ü-
berprüfung der bilateralen Beziehungen 
zurückgewiesen. „Frau Merkel sollte 
gegenüber Teheran eine realistische 
Linie verfolgen und anstatt auf Kon-
frontation auf Kooperation bauen“, 
sagte Außenamtssprecher Hassan 
Ghaschghawi in Teheran. „Es wird je-
doch weder im Fall Deutschlands noch 
anderer europäischer Staaten eine Ü-
berprüfung der diplomatischen Bezie-
hungen geben.“ Wenige Tage zuvor hatte 
Mohammad Karami, Sprecher des außenpo-
litischen Ausschusses im iranischen 
Parlament, erklärt, das Parlament wer-
de die Beziehungen zur Bundesrepublik 
Deutschland überprüfen. Ghaschghawi 
wies dies als eine private Stellung-
nahme zurück. 
 
Zugleich machte er aber deutlich, dass 
Merkel in den letzten vier Jahren be-
merkt haben sollte, dass Iran sein in-
ternational anerkanntes Recht auf 
friedliche Nutzung seines Atompro-
gramms ausüben und gegen jeglichen 
Drohungen und Ultimaten konsequent Wi-
derstand leisten werde. „Man sollte 
die Fehler der letzten Jahre mit Dro-
hungen und Sanktionen nicht wiederho-
len und auf Kooperation bauen“, so 
Ghaschghawi. Er wies auch die Kritik 
der Kanzlerin an den Prozessen gegen 
die Kritiker der Präsidentenwahl zu-
rück. „Frau Merkel sollte zunächst die 
Verhältnisse in den deutschen Gerich-
ten verbessern, bevor sie sich um die 
Gerichte anderer Länder kümmert“, sag-
te Ghaschghawi in Anspielung auf den 
Mord an der Ägypterin Marwa El-
Sherbini Anfang Juli in einem Ge-
richtssaal in Dresden. 
 

Auch der einflussreiche erzkonservati-
ve Kleriker Ahmad Chatami hatte be-
reits am 14. Juli in Hinblick auf die 
Kritik an der Verletzung der Menschen-
rechte aus den EU-Staaten entschiedene 
Schritte Teherans gegen die EU gefor-
dert. „Das Außenministerium sollte 
Maßnahmen ergreifen und die europäi-
schen Staaten vor eine Situation stel-
len, die sie ihre Vorgehensweise be-
reuen und sich bei der iranischen Na-
tion entschuldigen lässt“, sagte der 
stellvertretende Vorsitzende des Wäch-
terrats beim Freitagsgebet in Teheran.  
 
 
Ölminister: Wir sind auf möglichen 
Benzin-Boykott vorbereitet 
 
Ölminister Gholamhossein Nosari sagte 
am 17. August der halbamtlichen Nach-
richtenagentur Fars, alle Vorsichts-
maßnahmen seien bereits getroffen und 
es bestehe bezügliche der Benzinver-
sorgung keinerlei Grund zur Sorge. Das 
Land gehöre zu den Ländern mit den 
reichsten Ölquellen der Welt, daher 
könne kein Staat Iran durch einen Ben-
zinboykott in Schwierigkeiten bringen. 
 
Es trifft zwar zu, dass Iran über rei-
che Ölquellen verfügt, doch die Kapa-
zität der Raffinerien reicht nicht 
aus, um die für den Eigenbedarf an 
Benzin benötigte Menge bereit zu stel-
len. Daher muss das Land vierzig Pro-
zent seines Benzinbedarfs importieren. 
 
Sollte Iran sich tatsächlich weigern, 
an Verhandlungen über sein Atompro-
gramm teilzunehmen, ist es durchaus 
möglich, dass die USA und ihre europä-
ischen Verbündeten Maßnahmen treffen, 
um den Benzinexport aus den Nachbar-
staaten nach Iran zu verhindern. An-
fang August wurde im US-Senat ein An-
trag beschlossen, in dem ein Boykott 
jener Firmen bzw. Länder in Betracht 
gezogen wird, die sich weigern würden, 
der Aufforderung nach Einstellung ih-
rer Benzinlieferungen nach Iran Folge 
zu leisten. Allerdings wird der Be-
schluss nur dann in Kraft treten, wenn 
er die Zustimmung des Repräsentanten-
hauses erhält und vom Präsidenten un-
terzeichnet wird. 
 
Nosari erwähnte keine Details über die 
angeblichen Präventionsmaßnahmen. 
 
 
Zu Boykottmaßnahmen gegen Iran bereit 
 
Bei der Bundesregierung und der EU 
steigt einem Magazinbericht zufolge 
die Bereitschaft zu massiven Boykott-
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maßnahmen gegen Iran, sollte dieser im 
Atomstreit nicht bald Entgegenkommen 
zeigen. Es gebe etwa Überlegungen, die 
Benzinlieferungen an Iran zu stoppen, 
berichtete das Nachrichtenmagazin „Der 
Spiegel“. Auch weitere Beschränkungen 
des Schiffs- und Luftverkehrs nach 
Iran würden erwogen. Ein Hebel dafür 
könnten Landeverbote für iranische 
Flugzeuge oder Schiffe in der EU sein. 
 
Ein Sprecher des Auswärtigen Amtes in 
Berlin sagte, er wolle sich zu dem Be-
richt nicht äußern. Ein Gesprächsange-
bot von US-Präsident Barack Obama lie-
ge auf dem Tisch. Iran bleibe aufge-
fordert, Klarheit in sein Atomprogramm 
zu bringen. Tue es das nicht, drohen 
weitere Maßnahmen der internationalen 
Staatengemeinschaft. Es sei aber zu 
früh, um über die konkrete Ausgestal-
tung zu sprechen. 
 
Laut „Spiegel“ will die Bundesregie-
rung zunächst versuchen, die Sanktio-
nen gemeinsam mit den zögernden Veto-
mächten Russland und China im UN-
Sicherheitsrat zu beschließen. Nach 
Ansicht deutscher Diplomaten würden 
die USA und die EU notfalls aber auch 
allein „sehr scharfe Sanktionen“ be-
schließen. Eine neue Sanktionsrunde 
könnte dem Bericht zufolge während der 
UN-Vollversammlung Ende September in 
New York beginnen, wenn Irans Präsi-
dent Mahmud Ahmadinedschad bis dahin 
nicht auf die Angebote des Westens 
eingehe. Auch ein Treffen der Staats- 
und Regierungschefs der so genannten 
Sechsergruppe werde erwogen. 
 
Im Juli hatten die G8-Staaten bei ih-
ren Gipfel im italienischen L’Aquila 
Iran ultimativ zur Rückkehr an den 
Verhandlungstisch aufgefordert. Die 
Staats- und Regierungschefs zeigten 
sich dabei bereit, bis September Ver-
handlungen eine Chance zu geben. Der 
französische Präsident Nicolas Sarkozy 
sagte anschließend, wenn es bis dahin 
keine Fortschritte im Atomstreit gebe, 
„werden wir Entscheidungen treffen 
müssen“. 
 
 
Iran will weltweites Verbot von An-
griffen auf Atomanlagen 
 
Iran hat ein weltweites Verbot von An-
griffen auf Atomanlagen vorgeschlagen. 
Der Vorschlag soll der Generalversamm-
lung der Internationalen Atomenergie-
behörde (IAEA) im September vorgelegt 
werden, wie Diplomaten am 12. August 
der AP sagten. Der iranische Vertreter 

bei der IAEA in Wien, Ali Asghar Sol-
tanieh, bestätigte die Initiative. 
 
Die Diplomaten vertraten die Ansicht, 
dass der Vorschlag darauf abziele, 
Druck auf Israel auszuüben, das Luft-
angriffe wegen des umstrittenen irani-
schen Atomprogramms nicht ausgeschlos-
sen hat. Soltanieh bestritt diesen Zu-
sammenhang. Iran fürchte sich nicht 
vor Israel. Man wolle einfach nur die 
Unterstützung für eine Resolution, die 
alle Angriffe auf Atomanlagen überall 
in der Welt verbiete, sagte Soltanieh.   
 
 
BaA Merrill lässt Kunden wegen Iran-
Kontakten fallen 
 
Die Bank of Amerika (BaA) hat infor-
mierten Kreisen zufolge einen Kunden 
aus den Vereinigten Arabischen Emira-
ten wegen dessen Verbindungen zu Iran 
fallen gelassen. Ein Sprecher des 
staatlich kontrollierten Förderunter-
nehmens Dragon Oil aus Dubai sagte am 
17. August der Agentur Reuters zufol-
ge, sein Unternehmen werde nicht mehr 
von BaA Merrill Lynch, einem Invest-
ment-Arm der US-Bank, bei Übernahmege-
sprächen beraten. Eine Merrill-
Sprecherin begründete den Schritt mit 
„internen rechtlichen Gründen“. Einen 
Streit mit Dragon habe es nicht gege-
ben. Weiter wollte sie sich nicht äu-
ßern. Eine mit der Angelegenheit ver-
traute Person sagte Reuters jedoch, 
dass Dragons Kontakte in die Islami-
sche Republik der eigentliche Grund 
für die Beendigung des Geschäftsver-
hältnisses waren. 
 
Dies könnte ein Hinweis darauf sein, 
dass die Regierung in Washington über 
ihren Einfluss bei staatlich gestütz-
ten Institutionen außenpolitische Zie-
le erreichen will. „Dies ist ein Zei-
chen zunehmender US-Aggressivität. Es 
scheint so, als wenn die Regierung ih-
re Beteiligungen außenpolitisch 
nutzt“, sagte ein Experte, der unge-
nannt bleiben wollte. 
 
Die USA werfen Iran vor, am Bau der 
Atombombe zu arbeiten, was die Regie-
rung in Teheran bestreitet. US-
Sanktionen verbieten es amerikanischen 
Unternehmen, in Iran zu investieren 
oder iranische Firmen zu beraten. Ex-
perten rätseln darüber, gegen welches 
Gesetz Merrill Lynch mit der Beratung 
eines Unternehmens verstieß, das mit 
Öl mit dem Iran handelt. 
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„Spiegel“: Iran-Geschäfte gefährden 
Oppenheim-Geschäft 
 
Staatliche Institutionen Irans habe 
einem „Spiegel“-Bericht zufolge Aus-
landsguthaben in Milliardenhöhe bei 
der Frankfurter BHF-Bank angelegt, die 
seit 2005 eine Tochter der traditions-
reichen Privatbank Sal. Oppenheim ist. 
Die bisher geheim gehaltenen Geschäfte 
könnten den Einstieg der Deutschen 
Bank bei Sal. Oppenheim behindern, be-
richtete das Hamburger Nachrichtenma-
gazin am 8. August vorab aus der Aus-
gabe vom 10. August. Auf Druck der US-
Regierung habe die Deutsche Bank gera-
de die Geschäfte mit Iran radikal nach 
unten gefahren. 
 
Sal. Oppenheim braucht bis Ende August 
300 Millionen Euro, berichtete der 
„Spiegel“. Der Bedarf sei so groß, 
dass auch der staatliche Rettungsfonds 
Soffin auf Geheiß der Bankenaufsicht 
einen Einstieg prüfe. 
 
Die Deutsche Bank plant einen Einstieg 
bei Sal. Oppenheim. Das größte deut-
sche Finanzinstitut machte dem Bank-
haus bereits ein unverbindliches Ange-
bot für eine Kapitalbeteiligung. Sal. 
Oppenheim ist durch die Finanzkrise 
angeschlagen und machte im vergangenen 
Jahr erstmals seit dem Zweiten Welt-
krieg einen Verlust. 
 
 
Millionenstrafe für DHL in USA wegen 
Sanktionsverstößen 
 
Die Deutsche Post-Expresstochter DHL 
Express muss in den USA eine Millio-
nenstrafe wegen Sendungen in Staaten 
zahlen, gegen die Washington Handels-
sanktionen verhängt hat. DHL habe im 
Rahmen einer Einigung der Zahlung von 
9,4 Millionen Dollar zugestimmt, teil-
te das US-Finanzministerium am 7. Au-
gust mit. Die Strafe betrifft Liefe-
rungen nach Iran, Sudan und Syrien. 
Zudem geht es um die fehlende Dokumen-
tation von Sendungen in diese Staaten. 
 
Die USA werfen DHL „umfassende Verstö-
ße“ bei Lieferungen nach Iran und Su-
dan vor. Dabei geht es um 300 Liefe-
rungen in die beiden Staaten zwischen 
August 2002 und März 2007. Zusätzlich 
sollen tausende Frachtbriefe von Lie-
ferungen nach Iran zwischen Dezember 
2002 und April 2006 fehlen. Die USA 
haben die Lieferung vieler Güter nach 
Iran und Sudan untersagt, sie schrei-
ben zudem vor, die Dokumentation min-
destens fünf Jahre aufzuheben. 
 

DHL Express USA erklärte, angesichts 
der Millionen Transaktionen weltweit 
jedes Jahr stünden die kritisierten 
Geschäfte für „deutlich weniger als 
ein Prozent des Gesamtvolumens“. Unter 
den Lieferungen seien normale Briefe, 
persönliche Gegenstände und 
Verbrauchsgüter gewesen. Die US-
Regierung werfe DHL nicht vor, strate-
gisch sensible Güter in die Staaten 
geliefert zu haben, betonte das Unter-
nehmen. 
 
 
Amerikanische Äpfel und israelische 
Orangen auf dem iranischen Markt 
 
Iranischen Medien berichteten Anfang 
August vom Import von 150 Tonnen ame-
rikanischer Äpfel in Iran. Demnach 
brachte ein schweizerischer Frachter 
aus Dubai kommend die Ladung zum ira-
nischen Redjai-Hafen am Persischen 
Golf. Auf den roten Äpfeln sind Auf-
kleber des amerikanischen Unternehmens 
und der Wappen der USA zu sehen. Der 
iranischen Zeitung Khabar vom 29. Juli 
zufolge habe die einführende iranische 
Firma den Import ordnungsgemäß regist-
rieren lassen und dafür auch die Zu-
stimmung des Finanzministeriums und 
des Zollamts eingeholt.  
 
Hossein Mohadscheran, Leiter des Ver-
bands iranischer Obsthandlungen, sagte 
der Fars-Agentur, in Anbetracht des 
Anbaus zahlreicher Apfelsorten in Iran 
sei der Import von amerikanischen Äp-
feln eine „Schande“. 
 
Iran hatte erklärt, mit Ausnahme von 
Israel seien Wirtschafts- und Handels-
beziehungen zu allen Staaten erlaubt. 
Dessen ungeachtet wurden in diesem 
Frühjahr auch israelische Orangen auf 
den Märkten mehrerer Städte zum Ver-
kauf angeboten. Wie einige Zeitungen 
berichteten weisen die Aufkleber auf 
den Orangen deutlich auf das Her-
kunftsland hin, dagegen stand auf den 
Kisten China als Herkunftsland. Dazu 
sagte Mohammad Resa Naderi, Stellver-
treter des Leiters im Zollamt, der 
Handel mit Israel sei nicht erlaubt 
und auch die Verbraucher kauften keine 
israelischen Waren. Demnach müssten 
die Orangen illegal eingeführt worden 
sein.        
 
 
Ölpreis wird bis Januar auf 80 Dollar 
pro Barrel steigen 
 
Der Rohölpreis wird nach Einschätzung 
Irans bis Januar auf 80 Dollar je Bar-
rel steigen. Vom Ölmarkt kämen positi-
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ve Signale, erklärte der iranische O-
PEC-Gesandte Mohammad Ali Khatibi am 
2. August auf der Internetseite des 
Teheraner Ölministeriums. Zwei Tage 
zuvor war der Ölpreis auf mehr als 67 
Dollar pro Fass gestiegen. An den 
Märkten setzte sich zunehmend die 
Hoffnung durch, dass eine weltweit be-
vorstehende Konjunkturerholung den E-
nergiebedarf ankurbeln werde.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Außenpolitik 
 
Die EU und die Menschenrechte 
 
Menschenrechte und die Würde der Men-
schen sind unantastbar. Das ist ein 
über Jahrhunderte erkämpfter Grund-
satz, eine große Errungenschaft, auf 
die Europa stolz sein kann. Doch es 
sei die Frage erlaubt, ob mit „Men-
schen“ nur Europäer, Amerikaner und 
allenfalls Israelis gemeint sind. Kann 
dieser Grundsatz über Bord geworfen 
werden, sobald man die Grenzen Europas 
verlässt und ökonomische und strategi-
sche Interessen im Spiel sind? Gelten 
in anderen Teilen der Welt andere Kri-
terien?  
 
Die EU hat zwar das Vorgehen der Poli-
zei und Milizen im Iran gegen die Pro-
testbewegung und die Verletzung der 
Menschenrechte kritisiert und auch er-
klärt, sie werde dem iranischen Regie-
rungschef Mahmud Ahmadinedschad zu 
seinem angeblichen Wahlsieg nicht gra-
tulieren. Doch das hinderte sie nicht 
daran, an der Vereidigung des angebli-
chen Präsidenten teilzunehmen und da-
mit auch den eklatanten Wahlbetrug of-
fiziell anzuerkennen. 
 
Als bekannt wurde, dass hunderte ira-
nische Oppositionelle im Kerker sit-
zen, dort gefoltert und zu Selbstbe-
zichtigungen und falschen Geständnis-
sen gezwungen wurden, schien sich die 
EU nur zu ernsthaften Handlungen und 
Reaktionen aufgefordert zu fühlen, 
weil sich unter den Angeklagten auch 
eine französische Staatsbürgerin und 
ein iranischer Mitarbeiter der briti-
schen Botschaft befanden. Sie verlang-
te die unverzügliche Freilassung der 
Angeklagten. Andernfalls werde man 
entsprechende Maßnahmen ergreifen, was 
Sanktionen oder gar den Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen bedeuten 
könnte. 
 
Es ist nicht nur das Recht, sondern 
auch die Pflicht eines jeden Staates, 
eigene Bürger vor Übergriffen zu 
schützen. Aber wie glaubwürdig sind 
angesichts dieser Doppelbödigkeit die 
Bekenntnisse der Europäer zu Menschen-
rechten aus der Sicht der Iraner, die 
in den Gefängnissen zu Tode gefoltert 
werden? 
 
 
Schweden verteidigt Teilnahme an Amts-
eid Ahmadinedschads 
 
Schwedens Außenminister Carl Bildt hat 
internationale und heimische Kritik an 
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der hochrangigen Teilnahme an der Ver-
eidigung des iranischen Präsidenten 
Ahmadinedschad zurückgewiesen. Schwe-
den hatte als amtierende Ratspräsi-
dentschaft seinen Botschafter Magnus 
Wernstedt zu der Zeremonie entsandt, 
während sich andere EU-Länder wie 
Deutschland von rangniederen Diploma-
ten vertreten ließen. 
 
Bildt sagte dazu am 6. August im Rund-
funksender SR, sein Land habe mit der 
Entsendung des Botschafters keine po-
litische Haltung zum Ausdruck ge-
bracht. Weiter erklärte er: „Wir haben 
unsere Botschafter immer in allen mög-
lichen und unmöglichen Ländern vor 
Ort, egal um welches Regime es geht. 
Als Beobachter sind sie besser, wenn 
sie anwesend und nicht abwesend sind.“ 
 
„Es ist wichtig, dass die EU-
Ratspräsidentschaft einen diplomati-
schen Kommunikationskanal zur irani-
schen Regierung hält“, sagte Anders 
Jorle, Sprecher des Außenministeriums 
in Stockholm. Nur so könnten „gute wie 
schlechte Botschaften“ kommuniziert 
werden. Die Teilnahme an der Zeremonie 
bedeutet keineswegs, dass die EU-
Ratspräsidentschaft die Menschen-
rechtsverletzungen in Iran akzeptiert. 
Jorle wies darauf hin, dass die schwe-
dische Ratspräsidentschaft die gewalt-
same Niederschlagung der Proteste klar 
verurteilt habe.   
 
Unter anderem die Grünen in Berlin 
hatten die Anwesenheit des Botschaf-
ters aus Stockholm als Legitimierung 
der international angezweifelten Wie-
derwahl von Ahmadinedschad kritisiert. 
Auch Vertreter von Bildts eigener kon-
servativer Partei in Stockholm distan-
zierten sich von der Entscheidung des 
Außenministeriums. Nach schwedischen 
Angaben waren auch die EU-Länder Groß-
britannien, Spanien und Frankreich 
durch ihre Botschafter vertreten.  
 
Der CDU-Europaabgeordnete Elmar Brok 
sagte: „Wir haben als Europäische Uni-
on in den vergangenen Wochen stets ei-
ne Neuauszählung der Stimmen und Neu-
wahlen gefordert sowie die Nieder-
schlagung der Proteste und Festnahmen 
scharf verurteilt. Wir dürfen deshalb 
nicht als Europäer durch eine Teilnah-
me an der Zeremonie den Eindruck erwe-
cken, wir würden die Wahl Ahmadined-
schads im Nachhinein legitimieren.  
 
 
 
 
 

Ban Ki Moon gratuliert Ahmadinedschad 
 
UN-Generalsekretär Ban Ki Moon hat dem 
iranischen Präsidenten Mahmud Ahmadi-
nedschad zum Antritt seiner zweiten 
Amtszeit gratuliert. Ein entsprechen-
des Schreiben sei am 10. August ver-
schickt worden, sagte eine Sprecherin 
der Vereinten Nationen am 11. August. 
Es handle sich dabei um ein „übliches 
Schreiben anlässlich eines Amtsan-
tritts“. Der Inhalt werde jedoch nicht 
veröffentlicht. Der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen gratuliert 
Staatschefs routinemäßig nach Wahlen. 
In der Vergangenheit haben die UN ei-
nige dieser Schreiben veröffentlicht. 
 
Die USA, Deutschland, Großbritannien, 
Frankreich und Italien hatten Ahmadi-
nedschad unter anderem wegen der Aus-
einandersetzung um die Wahl und das 
brutale Vorgehen gegen Demonstranten 
nicht gratuliert. Die iranische Frie-
densnobelpreisträgerin Schirin Ebadi 
hatte Ban am 11. August aufgefordert, 
nach Iran zu reisen, um sich dort per-
sönlich über Menschenrechtsverletzun-
gen zu informieren.  
 
 
Clinton: Bemühungen gegenüber Teheran 
im September neu bewerten        
 
Die USA hoffen bei den Bemühungen um 
weitere Verhandlungen über das irani-
sche Atomprogramm auf eine Entschei-
dung Teherans in wenigen Wochen. Die 
bisherigen Maßnahmen Washingtons soll-
ten im September neu bewertet werden, 
sagte Außenministerin Hillary Clinton 
am 9. August. Eine Antwort Irans müsse 
bald kommen, erklärte sie im Fernseh-
sender CNN: „Wir werden das Fenster 
nicht immer offen halten.“ Zugleich 
betonte die Ministerin, dass sich die 
USA keine Illusionen machen. 
 
     
Iranischer Ministerkandidat wegen Ter-
roranschlags gesucht 
 
Der designierte iranische Verteidi-
gungsminister Ahmad Wahidi wird in Ar-
gentinien im Zusammenhang mit einem 
Anschlag auf ein jüdisches Kulturzent-
rum in Buenos Aires im Juli 1994 ge-
sucht. Bei dem Bombenanschlag wurden 
damals 85 Menschen getötet und 200 
verletzt. Argentinien und jüdische Or-
ganisationen reagierten empört auf die 
Nominierung Wahids durch Präsident 
Mahmud Ahmadinedschad. 
 
Der im Fall ermittelnde argentinische 
Staatsanwalt Alberto Nisman sagte am 
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21. August der Nachrichtenagentur AP, 
Wahidi werde vorgeworfen, eine der 
Schlüsselfiguren bei der Planung und 
Ausführung des Anschlags vor 15 Jahren 
gewesen zu sein. Auf Ersuchen Argenti-
niens hat Interpol vor zwei Jahren Wa-
hidi und vier weitere Iraner sowie ei-
nen Libanesen auf ihre Fahndungsliste 
gesetzt. Iran hat jede Beteiligung an 
dem Terroranschlag in Buenos Aires zu-
rückgewiesen.  
 
„Seine Nominierung für ein Ministeramt 
in Iran ist mit großer Besorgnis zur 
Kenntnis genommen und auf das schärfs-
te verurteilt worden“, erklärte das 
argentinische Außenministerium. Die 
jüdische Vereinigung in Argentinien, 
Dia, äußerte sich schärfer. „Die Ent-
scheidung des iranischen Präsidenten, 
der den Holocaust systematisch leugnet 
und zur Zerstörung des Staates Israel 
aufruft, stellt eine schwere Beleidi-
gung der Opfer dar“, teilte die Orga-
nisation mit.  
 
Teheran reagierte am 23. August un-
gehalten auf die Kritik. Die Erklärun-
gen aus Argentinien seien eine „ekla-
tante Einmischung“ in die inneren An-
gelegenheiten Irans. Teheran verurtei-
le diese Haltung „aufs Schärfste“, 
sagte Außenamtssprecher Hassan 
Ghaschghawi der Agentur Irna. 
 
Der als Verteidigungsminister nomi-
nierte Wahidi fiel zum ersten Mal wäh-
rend des iranisch-irakischen Kriegs 
auf. Der frühere Staatspräsident Ha-
schemi Rafsandschani berichtet in sei-
nen Memoiren, Wahidi habe damals wich-
tige Informationen über US-Raketen er-
mittelt, die nach Iran geliefert wur-
den. Diese Waffenlieferung löste in 
den USA die so genannte Irangate-
Affäre aus. Die damalige US-Regierung 
unter Ronald Reagan hatte die Einnah-
men aus den geheimen Waffenverkäufen 
an die rechtsgerichteten Contras in 
Nicaragua weitergeleitet. 
 
Später übernahm Wahidi als Offizier 
der Revolutionswächter das Kommando 
über die berüchtigten al Quds-
Brigaden, einer Abteilung der Revolu-
tionsgarden, die für Militäroperatio-
nen und Terroranschläge im Ausland zu-
ständig ist. Die argentinische Justiz 
sieht es als erwiesen an, dass Wahidi 
an der Planung des Anschlags beteiligt 
gewesen sei. Ob er persönlich die Hand 
im Spiel hatte oder Agenten der liba-
nesischen Hisbollah schickte, ist 
nicht abschließend geklärt – ein Grund 
warum man Wahidi zu den Vorgängen ver-
nehmen möchte.  

 
Wahidi machte später Karriere. In der 
Regierung Ahmadinedschad wurde er zum 
Stellvertreter des Verteidigungsminis-
ters ernannt. Zuvor war er Leiter der 
Kommission für Politik, Verteidigung 
und Sicherheit des Schlichtungsrates.  
 
 
36 Exil-Iraner sollen im Irak vor Ge-
richt 
 
Die irakische Justiz will 36 Exil-
Iraner vor Gericht stellen, die bei 
den Unruhen Ende Juli im Lager Aschraf 
verhaftet wurden. Die Betroffenen hät-
ten sich in Kürze vor Gericht in Cha-
lis, 62 Kilometer östlich von Bagdad, 
wegen „Aufhetzung zur Gewalt“ zu ver-
antworten, berichtete die Nachrichten-
agentur Aswat al-Irak am 16. August 
unter Berufung auf Justizkreise in der 
Provinz Dijala. 
 
Rund 3500 iranische Volksmodschahedin 
leben seit mehr als 20 Jahren in dem 
Lager, das bislang unter dem Schutz 
des US-Militärs gestanden hatte. Als 
es Ende Juli von irakischen Sicher-
heitskräften gestürmt wurde, kam es zu 
gewaltsamen Zusammenstößen mit den La-
gerbewohnern. Nach deren Angaben wur-
den mindestens zehn Bewohner getötet 
und über 400 verletzt. Nach irakischer 
Darstellung wurden zwei Polizisten ge-
tötet und 66 Polizisten verletzt.        
 


